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Sechsundsechzigste Verordnung zur Änderung der Einfuhrliste 
— Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz — 


Auf Grund des § 27 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung 
mit den §§ 5 und 26 Abs. 1 des Außenwirtsdiafts- 
gesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie- 
derungsnummer 7400-1, veröffentliditen bereinigten 
Fassung, von denen § 26 Abs. 1 durch § 40 Nr. 1 
des Gesetzes vom 31. August 1972 (BGBl. I S. 1617) 
geändert worden ist, verordnet die Bundesregierung: 


Artikel 1 

Die Einfuhrliste — Anlage zum Außenwirtscbafts- 
gesetz — in der Fassung der Verordnung vom 
22. Dezember 1977 (Beilage zum BAnz. Nr. 245 vom 
31. Dezember 1977), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung vom 24. Mai 1978 (BAnz. Nr. 96 vom 
27. Mai 1978), wird in Teil III (Warenliste) wie 
folgt geändert: 

1. Die Anmerkung 32 erhält folgende Fassung: 

„32) Eine Einfuhrerklärung ist erforderlich, 
wenn Ursprungsland ein in der Länder- 
liste A/B genanntes Land (ausgenommen 
ein Mitgliedstaat der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl) ist. 

1. In der Einfuhrerklärung ist in Spalte 14 
(Bemerkungen) anzugeben: 

a) die in der Mitteilung der Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaf- 
ten (ABI. EG 1977 Nr. L 353 S. 1) 
veröffentlichten Warenbenennungen 
für die einzuführenden Waren, 

b) Bestimmungsort, 

c) vertraglicher Effektivpreis (Grund- 
preis plus Zuschläge) frei Grenze, 
verzollt, und 

d) Zeitpunkt des Abschlusses des Kauf- 
vertrags über die einzuführenden 
Waren. 

2. Soweit es sich um Einfuhren mit Ur- 
sprung in den im Anhang zur Empfeh- 
lung Nr. 78/282/EGKS der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften 'vom 
9. März 1978 (ABI. EG Nr. L 78 S. 37) 
betreffend die Änderung der Empfeh- 


lung Nr. 77/330/EGKS der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften vom 
15. April 1977 (ABI. EG Nr. L 114 S. 15) 
in seiner jeweiligen Fassung genannten 
Ländern oder um die Einfuhr von Be- 
tonstahl (Warennummer 7310 130) mit 
Ursprung in der Schweiz handelt, ist in 
Spalte 14 (Bemerkungen) anstelle der 
unter Nummer 1 Buchstaben a und c 
geforderten Angaben jeweils anzu- 
geben: 

a) handelsübliche Warenbezeichnung 
sowie alle Angaben des Vertrags, 
die zur Errechnung des Grundein- 
standspreises am Bestimmungsort ge- 
führt haben (Grundpreis bzw. Teil- 
effektivpreis, Aufpreise, Zuschläge, 
Rabatte, Fracht, Frachtbasis, Zoll), 

und 

c) Grundeinstandspreis (Effektivpreis 
einschließlich Fracht) am Bestim- 
mungsort. 

Bei der Abgabe der Einfuhrerklärung ist 
dem Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
der entsprechende Liefervertrag vorzule- 
gen. Der Einführer hat dem Bundesamt ver- 
bindlich zu erklären, daß kein Rabatt ge- 
währt wird, der in dem Liefervertrag nicht 
erwähnt ist." 


2. Die Anmerkung 33 erhält folgende Fassung: 

„33) Eine Einfuhrerklärung ist erforderlich, 
wenn Ursprungsland ein in der Länder- 
liste C genanntes Land ist. 

1. In der Einfuhrerklärung ist in Spalte 14 

(Bemerkungen) anzugeben: 

a) die in der Mitteilung der Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaf- 
ten (ABI. EG 1977 Nr. L 353 S. 1) 
veröffentlichten W arenbenennungen 
für die einzuführenden Waren, 

b) Bestimmungsort, 

c) vertraglicher Effektivpreis (Grund- 
preis plus Zuschläge) frei Grenze, 
verzollt, und 
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d) Zeitpunkt des Abschlusses des Kauf- 
vertrags über die einzuführenden 
Waren. 

2. Soweit es sich um Einfuhren mit Ur- 
sprung in den im Anhang zur Empfeh- 
lung Nr. 78/282/EGKS der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften vom 
9. März 1978 (ABI. EG Nr. L 78 S. 37) 
betreffend die Änderung der Empfeh- 
lung Nr. 77/330/EGKS der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften vom 
15. April 1977 (ABI. EG Nr. L 114 S. 15) 
in seiner jeweiligen Fassung genannten 
Ländern handelt, ist in Spalte 14 (Be- 
merkungen) anstelle der unter Num- 
mer 1 Buchstaben a und c geforderten 
Angaben jeweils anzugeben: 

a) handelsübliche Warenbezeichnung 
sowie alle Angaben des Vertrags, 
die zur Errechnung des Grundein- 
standspreises am Bestimmungsort 
geführt haben (Grundpreis bzw. Teil- 
effektivpreis, Aufpreise, Zuschläge, 
Rabatte, Fracht, Frachtbasis, Zoll), 
und 

c) Grundeinstandspreis (Effektivpreis 
einschließlich Fracht) am Bestim- 
mungsort. 

Bei der Abgabe der Einfuhrerklärung ist 
dem Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
der entsprechende Liefervertrag vorzule- 
gen. Der Einführer hat dem Bundesamt ver- 
bindlich zu erklären, daß kein Rabatt ge- 
währt wird, der in dem Liefervertrag nicht 
erwähnt ist." 

3. Nach der Anmerkung 71 werden folgende An- 
merkungen 72 bis 76 angefügt: 

„72) — nicht ausgenutzte Anmerkung — 

73) — nicht ausgenutzte Anmerkung — 

74) — nicht ausgenutzte Anmerkung — 


75) Eine Einfuhrerklärung ist erforderlich, 
wenn Ursprungsland Brasilien, die Volks- 
republik China, Hongkong, die Republik 
Korea, Malaysia, Pakistan, Polen, Rumä- 
nien, Spanien, laiwan oder die Tschecho- 
slowakei ist. In der Einfuhrerklärung ist 
in Spalte 14 (Bemerkungen) der Wert der 
eingeführten Ware, ausgedrückt in der je- 
weiligen Landeswährung, anzugeben. 

76) Eine Einfuhrerklärung ist erforderlich, 
wenn Ursprungsland Brasilien, Hongkong, 
die Republik Korea, Malaysia, Pakistan, 
Spanien oder Taiwan ist. In der Einfuhr- 
erklärung ist in Spalte 14 (Bemerkungen) 
der Wert der eingeführten Ware, ausge- 
drückt in der jeweiligen Landeswährung, 
anzugeben." 

4. Bei den Warennummern 6401 212 bis 6401 690, 
6402 370, 6402 400 und 6402 610 bis 6404 900 
wird in Spalte 5 das Zeichen „EEG ^^)" und bei 
den Warennummern 6402 100 bis 6402 350 und 
6402 510 bis 6402 570 wird in Spalte 5 das Zei- 
chen „EEG "^)" eingefügt. 

5. Bei den Warennummern 7307 122, 7307 124, 

7307 210, 7307 240, 7361 500 und 7371 532 bis 
7371 599 wird in Spalte 5 das Zeichen „EE^^) '‘^®)" 
eingefügt. 


A r t i k e 1 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


1. Allgemeines 

Die Sechsundsechzigste Verordnung zur Änderung 
der Einfuhrliste enthält weitere Bestimmungen zur 
gemeinschaftlichen Überwachung von Stahleinfuhren 
sowie die Einführung einer gemeinschaftlichen Über- 
wachung der Einfuhr von Schuhen. 

Auswirkungen der Verordnung auf Einzelpreise und 
Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreis- 
niveau, sind nicht zu erwarten. 


11. Im einzelnen 

Artikel 1 

NummeTn 1, 2 and 5 

Die Kommission hat mit ihrer Empfehlung Nr. 77/330/ 
EGKS vom 15. April 1977 (ABI. EG Nr. L 114 S. 15), 
zuletzt geändert durch die Empfehlung Nr. 78/962/ 
EGKS vom 12. Mai 1978 (ABI. EG Nr. L 126 S. 5), 
eine gemeinschaftliche Überwachung der Einfuhren 
bestimmter unter den EGKS-Vertrag fallender Stahl- 
erzeugnisse in die Gemeinschaft eingeführt, um ins- 
besondere die Entwicklung dieser Einfuhren zu ver- 
folgen und darauf zu achten, daß die Einfuhren und 
die Bedingungen, zu denen sie getätigt werden, kei- 
nen schwerwiegenden Nachteil für die Gemein- 
schaftsproduktion mit sich zu bringen drohen. Zu 
diesem Zweck muß der Einführer bestimmte in Ar- 
tikel 2 der genannten Empfehlung näher aufgezählte 
Auskünfte erteilen. 

Nachdem die Kommission mit mehreren Lieferlän- 
dern Vereinbarungen über den Handel mit Stahl- 
erzeugnissen getroffen hat, ist es gegenüber die- 
sen Ländern nicht mehr notwendig, daß der Einfüh- 
rer den vertraglichen Effektivpreis (Grundpreis plus 
Zuschläge) frei Grenze, verzollt, angibt; für die 


Überwachung sind jedoch Angaben über die Höhe 
des Grundeinstandspreises am Bestimmungsort so- 
wie über die vertraglichen Grundlagen zur Errech- 
nung dieses Preises weiterhin erforderlich. 

Mit der Sechsundsechzigsten Verordnung zur Ände- 
rung der Einfuhrliste wird dieser Änderung des Ge- 
meinschaftsrechts Rechnung getragen. 

Darüber hinaus ist die gemeinschaftliche Über- 
wachung auf die Einfuhren von Halbzeug ausge- 
dehnt worden. Bei der Einfuhr dieser Waren wird 
daher ebenfalls die Abgabe einer Einfuhrerklärung 
vorgeschrieben. 

Nummern 3 und 4 

Auf Grund der Verordnung Nr. 716/78/EWG der 
Kommission vom 7. April 1978 (ABI. EG Nr. L 94 
S, 24) ist für die Einfuhr von Schuhen (Warennum- 
mern 6401 212 bis 6404 900) mit Ursprung in ver- 
schiedenen Drittländern in die Gemeinschaft eine 
gemeinschaftliche Überwachung angeordnet worden. 

Gemäß § 28 a der Außenwirtschaftsverordnung ist 
daher vor der Einfuhr der genannten Waren dem 
Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft eine Einfuhr- 
erklärung — soweit nicht nach der Einfuhrliste ein 
Genehmigungserfordernis besteht — abzugeben 
und mit den Eintragungen des Bundesamtes der 
Zollstelle bei der Einfuhrabfertigung vorzulegen. 

Artikel 2 

Diese Vorschrift enthält die Berlin-Klausel. 

Artikel 3 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Ver- 
ordnung. 
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